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S TEL L U N G NAH M E 

zum 

Ent\iUrf eines Bundesgesetzes ; mit dem das KUl'JST11.QCHfLCI� 
ORG1\NISATIONSGESETZ Geändert vdrd 0 

Präambel 

Das B"undesministerium für VIissenschaft und Forschung hat der 

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst am 25. 70 1983 eine Novelle 

zum Kunsthochschul-Organi.sationsgesetz übersandt. Aus der 

angesichts der Hochschulferien kurzen Begutachtungsfrist 

sowie aus der Tatsache, daß eine Vorberatung der r-Taterie 

mit den betroffenen Hochschulen nicht erfolgt ist, muß 

geschlossen 'Vlerden, daß es beim vorliegenden Ent'\'ii'urf um 

einentechnischelt Novellierung geht. Diese Annahme wird durch 

manche Punkte des Entwurfes gerechtfertigt" Die vorge[�ehene 

Umwandlung des Rektorates in eine Eochschulclirektion überschreitet 

jedoch in ihrer Bedeutung den H.ahmen einer IItechnischen" 

Novelle bei weitemo Die Bundessektion HOCHSCHULLEHRER protes­

tiert daher gegen das Abgehen von einer bisher stets mit 

Erfolg gepflogenen Vorgangsweise, alle wesentlichen Materien 
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vor der Erstellung von Begutachtungsentwürfen mit den Vertretern 

der Betroffenen zu beraten. Die Bundessektion HOCHSCHULLEHRER 

fordert die Aufnahme von Verhandlungen, soferne das Bundes­

ministerium für Wissenschaft und Forschung auf der Einrichtung 

einer Hochschuldirektion gemäß dem vorliegenden Entl'lurf beharren 

sollte. Dem müßte entgegengehalten werden, daß das KHOG sowie 

die dementsprechend gewachsenen Verwaltungs- und Entscheidungs­

strukturen sich größtenteils bewährt haben-und den spezifischen 

Erfordernissen des Kunsthochschulbetriebes am besten entsprechen. 

1. Gru..l1dsätzliches 

1.1. Paritäten in den Kollegialorganen 

Die Einrichtung der Kollegialorgane als Ausw"ahlkörper hat sich 

grundsätzlich bewährt; zum Unterschied von den Abteilungs­

kollegien sind die Paritäten im Gesamtkollegium jedoch nicht 

befriedigend. Die Bundessektion HOCHSCHULLEHRER begrüßt die 

Aufnahme der Dienststellenausschuß-Obmänner in das Gesamt­

kollegium und fordert aus diesem Anlaß, die Zusammensetzung 

des Gesamtkollegiums dem Senat der Universitäten mit Fakultäts­

gliederung (§ 72 Abs. 1,2 UOG ) anzugleichen. \'1enn die Kunsthoch­

schulen auch als Hochschulen oluie Fakultätsgliederung gelten, 

entspricht ihre Abteilungsstruktur doch der Fakultätsgliederung 

von Universitäten. Mit der geforderten Zusammensetzung wäre eine 

ausreichende I'li tsprache des r'1i ttel baus und der Studierenden im 

Gesamtkollegium vervlirklicht, ohne das Gremium in einern r.1aß zu 

vergrößern, das eine verant'Vlortliche Entscheidungsfindung 

ersch\ve.rt 0 

1 02. Verwal tlmgsstrukturen der Kunsthochschulen 

Im Vorblatt zu den Erläuterungen des Entwurfes wird als Ziel 

eine Rechtsvereinheitlichung auf dem Sektor des Organisations­

rechtes dargestellt, deren Bedeutung für die staatliche Ver­

waltung keineswegs verkannt wirdo Entgegen der dort geäußerten 

r.1einung des BMVIF würde damit den " spezifischen Zielsetzungen 

und strukturellen Besonderheiten der Kunsthochschulentt aber nicht 

Rechnung getragen werden. Insbesondere kann auch der Auffassung 
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nicht beigepflichtet werden, daß es bezüglich der Organisation 

der Verwaltung und der Rechtsstellung der Rektoratsdirektoren 

keine Alternativmodelle gäbe. Ebenso würden ausgehend von der 

derzeitigen Zusammenarbeit von akademischen Flmktionären und 

Venial tungsbeamten durch die vorliegende Novelle Folgekosten 

durch zusätzlichen Bedarf von Planstellen für VervTal tungs­

personal sowie auf dem Raumsektor erwachsen. Die diesbezüglichen 

Feststellungen zu "Alternativenlt und "Kosten" sind daher offen­

sichtlich politischen, und nicht sachlichen I\10tiven entsprungen. 

UnterrichtsorGanisation, Studienadministration und Veranstaltungs­

wesen der Kunsthochschulen vTerden bestimmt von einem optimalen 

Nahverhäl tnis z"lischen Lehrenden und Lernenden im Einzelunterricht. 

Das bestmögliche Einfließen von künstlerischen und pridagogischen 

Kriterien in die Entscheidungsstrukturen vTird durch das Zusammen­

v7irken von aJ-cademischen Funktionären und Verwal tungspcrsonal 

sichergestellt. Die VervJal tunc;sßtrukturen im UOG- mögen angesichts 

der hohen Zahlen von Universitätsangehörigen und der völlig 

anderen Unterrichtsstrukturen dort optimal sein. Im Kunsthochschul­

bereich mit seiner relativ geringen Zahl von Hochschulangehörigen 

würde die geplante Einführung der UOG--Strukturen die bisherige NFi.he 

der Entscheidungen zu den Studierenden und Lehrern sehr in Frage 

stellen, wenn nicht gar verhindern. 

Für die vorliegende Novelle spräche lediglich vordergründig das 

Argument der Entlastung der Lehrer von VervJal tUl1gstätigkei t. Aus 

verantl'lortlicher Sicht der Hochschulangehörigen muß jedoch betont 

werden, daß die geviachsenen Venial tungsstrukturen ihren Bedürf­

nissen wesentlich besser entsprechen, wenn diese Lösung auch mit 

rJIehrarbei t der akademischen Funktionäre ( Rektoren, Abteilungs­

leiter) verbunden ist. Es hat sich in der Realität als sinnvoller 

erwiesen, wenn akademische Funktionäre sich in gesetzliche und 

administrative Belange eingearbeitet haben, während es von Aus­

nahmefällen abgesehen kaum möglich erscheint, das Ver1:lal tungs­

personal in künstlerische und pädagogische Entscheidungskriterien 

einzuschulen, deren Verständnis persönliche Eignung und Erfahrung 

voraussetzt. Es sei hier insbesondere auch auf die Situation der 

Abteilungen für I-1usikpädagogik verwiesen, wo mehrere Studien­

richtungen nach verschiedenen Studiengesetzen und :B'olgeregelungen 

administriert werden müssen. Kenntnis und Verständnis der 
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fachspezifischen Entscheidungskriterien der Kollegialorgane ist 

für eine studentenfreundliche und ökonomische Verwaltung dieser 

Abteilungen von besonderer Bedeutung. 

Eine wenigstens beispielhafte Aufzählung der Verwaltungsaufgaben, 

wie sie in der Novelle erfolgt, ist grundsätzlich zu begrüßen. 

Ein in weiten Passagen wörtliches Wiederholen der entsprechenden 

UOG - Formulierungen genügt jedoch nicht den Erfordernissen des 

Kunsthochschul - Betriebes. ( Siehe unten! ) 

Im § 3 KlIOG wurde schon bisher eine klare TrennUl1g zwischen 

Angelegenheiten des autonomen und des staatlichen vJirkungs­

bereiches gezogeno Es hat auch bisher keine Sch"\'lierigkei ten 

bere i tet, diese Grenze in der a:dministrati ven Z-u.sammenarbei t 

zwiGchen Hochschullehrern und VerHaltungspersonal zu vrahren. 

Die vorliegende Novelle bringt darüber hinaus eine personelle 

und organisatorische Trennung beider Bereiche, die - neben allen 

quali tati ven und ökonomischen n·achteilen - in der Praxis nicht 

einhaltbar sein vlürde, da die Durchführung der Agenden der 

akademischen Funktion.�ire im autonomen Bereich ohne EinbeziehUl1g 

des staatlichen Bereiches ( Räume, Personal, Budgetmittel etc. ) 
nicht möglich ist. Darüber hinaus -vrürde den Abteilunesleitern 

zum Unterschied vom UOG das ihnen zugeteilte Personal nicht 

unterstellt, wodurch Urnen jede kompetente Einflußnahme auf die 

Verwaltungstätigkeiten im staatlichen Bereich genommen vrtirde. 

Umgekehrt 1-Täre die staatliche Ao_ministration in Zukunft genötigt, 

zahlreiche Agenden gemäß § 30 Abs. 2 (neu ) olme die r·H t"'i·iirkung 

der Fachleute aus dem Kreis der Lehrer zu übernehmen, "las nicht 

nur zu einem r·1ehraufv;rand 8-11 Ver�val tungspers on al , sondern auch zu 

einem Mangel an Flexibilität und Servicefreundlichkeit der 

Administration führen würde. Regelungen, deren formale Einhaltung 

nicht möglich erscheint und die zusätzli.ch zu einem Quali täts­

verlust in der Aufgabenbevläl tigung führen müßten, sind aus 

gewerkschaftlicher Sicht abzulehnen. 

1.2 .. 1. Stellung des Rektoratsdirektors ( Hochschuldirektors2 

Es zählt zu den gesicherten Erkenntnissen modernen Managements, 

daß es viele Vorteile mit sich bringt, leitende Positionen auf 
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Zeit zu besetzen, 
.
statt sie auf Lebenszeit zu vergeb en. ( Damit 

soll selbstverständlich keinesvlegs das pragmatisierte Berufs­

beamtenturn in Frage gestellt werden! ) Bisher sind die Vorteile 

einer solchen Lösung auch dem Ver.-laltungspersonal der Hoch­

schulen zugute gekommen. In einer Zeit, in vIeleher auch im 

staatlichen Bereich die Besetzung von Spi tzenfunkti.onen auf 

Zeit immer mehr diskutiert und sogar sch.on angevrendet wird, 

w'ürde es einen eklatanten Rückschritt darstellen, den Hoch­

schuldirektor zum allein:Lgen Vorgesetzten des Verwal tungs­

personals auf Lebenszeit zu bestellen. 

Darüber hinaus muß auch die vorgesehene Aufnahme des Hochschul­

direktors in das Gesamt}�olleeium einer kritischen Iletraclrtm1g 

unterzogen lverden. Das Gesamtkollec;ium besta.nd bü.,her aus­

schließlich aus gewähltem Nitglie<lern auf Zeit, die bei der 

Ausi5.bu:üg ihrer Funktion üa mltonomon Bereich vleisungsfrei sind. 

Diesem verfa�3sunGsrechtlicb. abgesicherten GrUJJ.dsatz vJird nicht 

entsprochen� wenn an den Entscheidungen des Gesamtkollegiums 

im autonomen Vlirkungsbereich der dem KLnister iveisungsgebundene 

Hochschuldirektor als I-li tglied mitwirkt, zurnal sich z-vlischen 

den Kompetenzen des Gosamtlcollegiums und der Hochschuldirektion 

Unklarheiten und Überschneidungen ergeben könnteno Abb.ilfe könnte 

durch Beibehalten der bisherigen ReGelung oder Vorsehen einer 

solchen "Tie für den Bibliotheksdirektor ( Sitz un(l Stimme bei 

Themen, ''leIche die Hochschuldirektion betreffen ) geschaffen 

werden. 

Ge-vJichtige Argumente bet.reffend die AufgabensteIlung der Kunst­

hochschulen und deren Administration sowie auch rechtliche 

Überlegungen führen daher zur Forderung der Bundessektion 

HOCHSCHULLEHIU�R, die Vorgesetztenstrukturen des KEOG gegenüber 

dem Rektoratsdirektor und dem Verwaltungspersonal unverändert zu 

lassen. Es darf darauf hinge'wiesen vlerden, daß auch in 

anderen Bereichen des künstlerischen 1·1anagements ( Oper, Theater, 

Konzertagenturen, Huseen etco ) mit gutem Grund ein Verwaltungs­

direktor dem Intendanten ( Direktor ) unterstellt isto 
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2 • Detailkritik am Ent-vtu.rf 

Zu Art. I �....!-3: Es erscheint an den Kunsthochschulen nicht 

noti..Jendig, eigene Abteilungskanzleien entsprechend den 

Dekanaten gemäß § 68 Abs. 1 UOG einzurichten. Jedoch müßten 

die Eestimmungen des § 68, Abs. 2 u. 3 UOG sinngemäß über­

nommen vlerden, die die Übernahme der Dekanats- (1�.bteilungs- ) 
geschäfte durch dj.e Universi tlits- ( Hochschul- ) direktion 

ermößlichen und den Uni veroitäts- (1rochs chul- ) direktor s m-rie 

das zugeteilte Peroonal dem De kan (Abteilungsleiter) unter­

ste llen . F .. .nc1ernfal1s vrürde sich die Tätigk e it der Abteilungs­

leiter auf die DurchfUJ:n:-ung der Bürogeschäfte der Abteilungs­

kollegien reduzieren, da in allen anderen, die Konpeten z der 

Abteilungsleiter 1.md der AbteilvJ1.{;skollegj.en b8rührendon Fragen 

die Vervlaltung selbski.ndig und den akaclerniochen Behrjrden 

gegonüber v18 isuYl.gsfre i ist 0 Dies würde j edoch , insbefJ ondere 

an den Abte:Lluneon fUr liIusikpädagogik, zum Verlust der stuQc:mten­

nähe der Yerv! al tung führen, der uUvlei{€erlich höhere Drop-out­

Quoten und größer e Üb2rschreitt.1.ngen der Regelstudienzeiten nach sich 
ziehen llürde. Als Eeispiele für sensible Bereiche der Studien­

administration, 1'lelche derzeit im Zusammem-;rirken von Abteilunßs­

leiter und Vervraltung entsch i eden werden, seien angeführt: 

der Zusammenhang zwischen Inskriptj.ollsdaten und Lehrerauslastung 

bZ-vl c Lehrauftragsstunden , bedingt durch den Einzelunterricht; 

Studentenzuteilungen insbeso im Einzellmterricht; Führung der 

Prüfungs pläne und -gesch8fte etco Da einer selbständigen 

Ven,ral tung die pädagogische und künstlerische Fachkompetenz fehlt, 

müßte sie nach vorgegebenen formalen Gesichtspunkten entscheiden, 

was zu erheblichen störungen des besonderen Naheverhältnisses 

zvlischen Lehrern und Studierenden führen vlürde 0 Die - pädagogisch 

abzulehnende - Entlastung der akademischen }i'lmktionäre würde 

gleichzeitig einen f'iIehrbed8.rf an Ven-lal tungspersonal bedingen. 

Weiters muß eefordert lierden, daß das dem Rektor zur Erledigune 

seiner Geschäfte zueeteil te Personal ihm unterstellt "lird. 
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Zu Art. I Z. 4: Die Delegation von Amtspflichten des Relctors 

an den Rektorstellvertreter sollte vlei ter möglich bleiben . 

�u Art . I 2ft 5: Die Aufnahme des Hochschuldirektors in das 

Gesamtkollegium vTird abgelehnt ( vgl. 1.2.1.), jedoch die 

Aufnahme der Dienr::ltstellenausschuf3 - Obmänner begrüBt . 

Darüber hinaus �)o11 te das Ges amtkollegium entsprechend dem 

Senat der Universitäten mit }lakultätsgliederung (§  72 UOG ) 
zus ammengeDetzt vTerden , um die Hitspracherech-te des r·1i ttel­

baus und der Stll d ierenden zu ve rbess ern. 

Zu Art 0 I Z. 12: ninc be::were StrulcturieruYlf( der Hochcchul-
----,---_ ... _---- ,- , 

vervraltlLng, als sie bisher im KHOG GeGeben l,raT, ist Z1) begrüßen. 

Jedoch ist im eJnz,-::ünen folgencl es e jnzu'\'TGnderl.: 

In § 30 Abs" 1 neu mUßten 1mbedinc;t auch die Bliroge::'j ch�ifte der 

Studienkornrllissioi:Len und der anderem KommissiOJ.lc:m eingeschl ossEc)l1 

\'/Grden, i'Jie dies in § 68 lJOG der E'!:ül ist. 

l"ür § 30 Abs. 2 neu Gilt sinngemäß gleicheE" vde :;m Art. I Z .. 3. 
f.lancrle der zuJümftigen Kompetenzen der HochDchuldirektion 
bedürfen zur sachkundigen und effektiven Durchführung der 

I,li t'\1irkuIlg der Lehrer; als Beispiele I:clej_en hier angeführt : 
Jmschaffung des InventarE}, Ilaumangelegenheiten ( Ee nützungspläne ) , 

organisat o rische Durchführung Tron Veranstal tDJJ.gen , Aufschlief3ung 

von Informationen über den IJehr- uIJd Forschungsbetrieb , die 

Führung der Vervlaltungsgeschäfte der Prüfer , der PrüfungskomnüD­

sionen , etc . 

Insbesondere seien hier die Schwierigkeiten der Erstellung von 

Raumplänen am Beüjpiel der Abteilung für Nusikpädagogik der 

Hochschule für Busik und darstelle nde Kunst in vHen erläutert: 

die Unte rrichtsräume der Abteilung sind auf 7 Gebäude verteilt, 

in denen 180 Lehrer 700 studierende in 5 Studienrichtu.."lgen betreuen. 

Hierfür muß einerseits ein Gruppenstundenplan zeitlich und räumlich 

koordiniert Herden ,  anderersei t8 e ir�l.aumPlan für den Einzelunt erricht 

erstellt 1>!erden e Gruppengrößen , unterrichtstechnologische 

Erforderniss e , instrumentenspezifische B edürfniss e , Studierenden­

zahlen im Einzelunterricht mld vieles andere mehr sind dabei zu 

bedenkenD Diese Arbeit 1trurde bisher von einem T1i tglied des 

Abteilungskollegi.ums übernommen. 
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Derzeit sind die Räume der Abteilun g von Hontag bis Freitag 

täglich von 8 bis 20 Uhr, Samstag von 8 bis 13 ( teilweise bis 17) 
Uhr ausgelastet. Die }jrstellung eines so komplexen Raumplanes 
durch Ven;ral tungslJeamte wi.1rdo unweiGerlich zu schlechterer Haum­
aus nütz ung und Komnn.1nikationoschvr1erigkeiten zl'iischen VervJal tungo­
personal und Lehrern führen . Aus gewerkschaftlicher Sicht muß 
darauf hine;ovliesen VTo rden , daß andere Lohrerg:cuppen für Unterricht 

in den AboIldstunden b e s ondore besolc1l.mgsrechtliche Vorte:ile 
genier;::en, 'I,Jährend an den Hochschulen koine be;30ndcre Abgeltung 

erfolgt. Al.;:ademische I"un]:tionÖTe sind durch ihre ;Jaclm�)he :fähig, 

(J,11 das Verst,,-inonis deT Lehr e r  :;-�u appellieren" Ei] muß angcm omn18n 

Hcrc1<:m, daß die :Lohrcr Ver'dal tu:ngshoClmteYl ß8geyriXbc:r c:J,uf Ar-lJeits­

zeiten behcü'):'(;Dl' \"718 siG Hir :Beamte 'und Ilund.eslchrer sellmtver-

st�üldlich Di:nd t OZ1i!. daß fÜl' Unterricbt in den AbondstundeYL 

zusätzliche Abgeltungen [;eforclert vTürdc}J$ Die Bescha.ffung der 

über c18,8 bisherige Ausmaß hinmJ.s erforQerlictwn J(äUE18 I'i'ürclo daD 

BudGet �D1lsntzlich belo.sten lJ.lld erscheint a:ngosicb.ts der se:Lt 

Jahren lmgclösten Raumproblematik illusorisch. 

Allgemein muß 7,U den §§ 30 und 31 gesagt 1'·,e1"den, daß nebon den 
bereits angeführten kunsthochschulspezifischen Argumenten die 
Verl',al tung dor KUXlsthocbschulen für den Rektor l.Uld das Gesclmt·­

kollegium dl).rchauD überschaube,I" ist, \'Jas an den viel größeren 
Unive rsitäten nicht mehr gegeben sein mag. Entzieb.t man den im 

kfuwtlerischen und pädagogiEwhen Bereich s achkundiGen akademischen 

Funktionären ihre derzeit gegebene Zustilndigkei t, SO�'JLlrden daraus 
mangelnde FlexibiliUit und größer8 Distanz der Entscheidungen 
zu IJehrern und Studierenden resultieren, die 1fieder Quali täts­
verluste zur Folge hätten. Die Formuli e rlJ.ngen des Enti'TUrfes 
iverden daher abgelehnt .. 

� e 'dei tere Anmerkun,(;en �-- � 

�.! VlEJ.hl Ü� die �i-unS_ef�konfer5n�Ci. 1 06 __ �UOG 2 
Für die '�J ahl der Hi tg11eder der Bundeskonferenz des Hiss e11-
schaftlichen und künstlerischen Personals aus dem Kunsthochschul­
bereich ,-.räre ein eigener vlahlmodus einzurichten, da die AnwendlJ11g 
des UOG Schvlj.erigke i ten bere itet. Zvrei aktive Wähler ( die r,u ttel-
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bauvertreter im Gesamtkollegium) können nur durch Absprache 

zu einem gültigen vjahlergebnis (mehr als 50% der Stimmen) 

gelangen, vlas als undemokratis ch bezeichnet werden muß . 

2. .. 2 .  Funktlons;uo riode und Hanl des Rektors 

Die vierjähriße Funktionsperiode des Rektors hat sich an ge s ichts 

der spezifischen Aufw.:,b onstellunc an den Kunsthocb.schulen be"\vshrt. 

Eine allenfall s  8Jldere ZUf3ammensetzune dos \"lahlgriC:::rniums bedürfte 

e ine r ausft'i.hrlichen Diskus::jiol1.o 

Dü-:; vorste1wnden Arc;tu:KYltationon zeigon deutli.ch, "\1elche DC1Ch­

te11ic;on Folgen der vorliegende Entwurf flir dJ.e bcw�hrtcnund in 

lanc:j1ihriger Praxü3 {;el/C'J..ch:3onen VCT'\';cü·t;llng�ostrukturen der KUYL[j"t­

hochschulen �::c:L·tj,G(m l·tUI'de. Die 13ulldeE,se:}:::tio:n HOC�mClIUIJ]�}�Hm�R 

wi ederholt daher ihre eingangs erhobene Forderung, vor Erstelllmg 

e iner Regierungsvorlage in eine ausführliche Dis ln.lf3 sion mit den 

Vertretern der betroffenen HochßchLüen UJ.1ct der 13undesscktion 

HOCHSCHUJ.J:;EHHER der Ge"\'lc:r'kschaft Öffentlicher Die1JBt einzutreten 1 

da bei so weitreichenden Konsequenzen einer Novellierung eine 

andere VorgangS'.\"eise nicht ve rantvlOrtbar ersche int. 

( Hochschulprof o Nag .. E. J3reunlich ) 
Kunsthochschulreferent 

/ �/ /1 r'; / /' 

,;/ /;/' i f /..' / �. 

I '  riO {i/C{!r4 (>i/{ t;i·t..:�··�� (.)-
/ 

. 
( 

(ao.Univ.Prof.DI.Dr.G.Windischbauer) 
gesch.f.Vorsitzender 
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